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Burgerbewegungen 
bekommen Zulauf

Ursprung und Ziele der Bürgerinitiativen

1973 verlieh der damalige Bundespräsident Heinemann den 
Theodor-Heuss-Preis’ an eine Bürgerinitiative in München. 
Was seinerzeit als erster Ausdruck von Bürgermündigkeit 
angesehen wurde, ist inzwischen zu einer sozialen Bewegung 
geworden, die sichtbares Konfliktpotential, aber auch po­
litische Entwicklungschancen in sich birgt.

Es ist eine Spannung entstan­
den. Einerseits werden Bürger­
initiativen in Reden von Po­
litikern und in Grundsatzer­
klärungen der Parteien be­
grüßt, etwa als Zeichen eines 
wachsenden Engagements von 
Bürgern im politischen Bereich 
oder als soziales Frühwarn­
system, andererseits sind die 
Spannungen zwischen Bürger­
initiativen und den Repräsen­
tanten politischer und admini­
strativer Macht im tagespoli­
tischen Geschäft nur allzu 
deutlich. Wenngleich -  durch 
eine häufig auf spektakuläre 
Berichterstattung ausgerichte­
te Presse -  Bürgerinitiativen 
insbesondere dann ins öffent­
liche Blickfeld geraten, wenn 
zwischen ihnen und den po-

Von Meinolf Dierkes

litischen Verantwortlichen 
Konflikte aufbrechen und viel­
fach gegebene konstruktive 
Kooperation öffentlich weniger 
deutlich wird, kann nicht über­
sehen werden, daß sich hier 
eine breit getragene gesell­
schaftliche Gegenbewegung 
bildet.

Umweltprobleme 
werden wahrgenommen
Waren es am Anfang der Bür­
gerbewegung in der Bundes­
republik biidungspoütische 
Fragen (kleine Kinder brau­
chen kleine Klassen), so sind 
seit Beginn der siebziger Jahre 
umweltpolitische und ökolo­
gische Probleme in das Zen­
trum der Diskussion und der

politischen Auseinanderset­
zung getreten. Die Berichte im 
Club of Rome, aber auch die 
beginnenden Gesetzesinitiati­
ven im Umweltschutzbereich 
in allen industrialisierten Län­
dern haben Anfang dieses 
Jahrzehnts Änderungen in po­
litischen und gesellschaft­
lichen Werthaltungen in der 
Bundesrepublik herbeigeführt. 
Während 1970 noch kaum je­
mand den Begriff ’Umwelt­
schutz’ richtig einordnen konn­
te oder gar kannte, werden 
Umweltprobieme heute in der 
Bevölkerung als sehr dringend 
wahrgenommen und haben ei­
nen hohen politischen Stellen­
wert. Sowohl Untersuchungen 
aus dem Internationalen Insti- 
tutfür Umweltund Gesellschaft 
des Wissenschaftszentrums 
Berlin als auch die Zusammen­
stellung der seit Anfang der 
70er Jahre verfügbaren Um­
frageergebnisse zu diesen 
Problemen, die der Rat von 
Sachverständigen für Umwelt­
fragen in seinem Gutachten 
1978 vorgelegt hat, weisen 
darauf hin, daß eine betreffen­
de Umorientierung in den 
Wertstrukturen in der Bevölke­
rung der Bundesrepublik statt­
gefunden hat. Ökologische 
Werte sind in den Vordergrund 
getreten.
Der Wandel im Umweltbewußt­
sein kann als ein Motor der 
Umweltbewegung gesehen 
werden. Es kann festgestellt 
werden, daß sich in Bürger­
initiativen vergleichbar viele 
Bürger engagieren wie in den

politischen Parteien. Zwar 
schwanken hier die Schätzun­
gen -  Thaysen (vor der Deut­
schen Vereinigung für Parla­
mentsfragen): etwa 1,5 Mil­
lionen Bundesbürger in Bürger­
initiativen (hier nicht nur 
Umweltschutzbürgerinitiativen), 
Umfrage des Internationalen 
Instituts für Umwelt und Ge­
sellschaft (Berlin 1977): 4% 
der erwachsenen Berliner, 
Gräfin Dönhoff („Die Zeit“ vom 
29.9.1978): 3 Millionen Bundes­
bürger allein in Umweltschutz­
bürgerinitiativen -  aber in je­
dem Fall wird ein beachtliches 
Potential sichtbar, das auf um­
weltbezogene Bedürfnisse ver­
weist und gleichzeitig neue 
politische Beteiligungsformen 
wachsen läßt.

Bewegung gegen 
verplantes Leben
In der Umweitbewegung, wie 
sie sich in Bürgerinitiativen 
manifestiert, verbindet sich das 
wachsende Umweltbewußt­
sein mit einem stärker werden­
den Anspruch auf Mitwirkung 
bei Entscheidungsprozessen 
in den unterschiedlichsten Pla- 
nungs- und Politikbereichen, 
zunächst vor allem bei umwelt­
relevanten Planungsvorhaben. 
Aber bereits jetzt sind neue 
Problemfelder sichtbar: Mieter­
mitbestimmung, Partizipation 
bei Entscheidung in Wissen­
schaft und Forschung sowie 
bei der psychosozialen Ver­
sorgung. Es wird deutlich, daß 
die Bürgerbewegung sich hier
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zunehmend als eine Gegen­
kraft gegen ein allseits ver­
plantes und verwaltetes Leben 
versteht. Durch staatliche aber 
auch industrielle Bürokratien 
wird das Leben des einzelnen 
Bürgers als mehr und mehr 
standardisiert angesehen; Frei­
heitsräume im Handeln er­
scheinen zunehmend einge­
engter. Die überall sichtbaren 
Zentralisierungstendenzen un- 

■'“ ^ re r  Gesellschaft werden als 
wesentliche Ursache hierfür 

angesehen. Gesellschaftliche 
Planung und Verantwortung 
gilt zunehmend als dem einzel­
nen entzogen und Experten 
zugeordnet. Der einzelne wird 
aus dieser Sicht heraus mehr 
und mehr als Objekt einer ver­
walteten Welt gesehen; einer 
Welt, in der er das Gefühl, ge­
staltendes Subjekt seines per­
sönlichen Lebens zu sein, zu­
nehmend entbehrt. Der 
Wunsch jedoch, sein Leben 
und seine Um weit aktiv und 
eigenverantwortlich zu bestim­
men, stellt eine Quelle des Un­
behagens dar, die ebenfalls 
zur Bildung von Bürgerinitia­
tiven beiträgt und ihnen eine 
bestimmte gesellschaftlich- 
ideologische Grundhaltung 
ermittelt.

wer eher globale Wunsch nach 
einer gesunden natürlichen 
Umwelt und das Bedürfnis 
nach Partizipation haben in 
Umweltschutz - Bürgerinitiati­
ven vielfach dazu geführt, daß 
sich diese weniger mit tech­
nischen und juristischen Pro­
blemen des Umweltschutzes 
befassen, wie sie Gegenstand 
der Umweltpolitik in der poli­
tischen Administration sind. So 
existieren keine Bürgerinitia­
tiven für ein effizientes Ab­
wasserabgabengesetz oder für 
eine bestimmte Fassung der 
Technischen Ableitung Luft. 
Bürgerinitiativen im Umwelt­
schutzbereich führen in der 
Rege! Diskussionen, die in 
einer Verknüpfung ökologisch­
philosophischer Grundfragen 
mit konkreten regionalen Pla­
nungsaufgaben bestehen. Die­
se beiden Diskussionsebenen 
wiederum sind höchstens am 
Rande Gegenstand der Aus­
einandersetzungen im gesetz­
geberischen Raum, zentral 
tangieren in ihren konkreten

Aspekten lediglich kommunale 
Pianungsprozesse. So ist es 
nicht verwunderlich, wenn die 
Konflikte zwischen Bürgerini­
tiativen und politischer Admi­
nistration im Wesentlichen auf 
der lokalen Planungsebene er­
folgen.

Bürgerinitiativen 
werden institutionalisiert
Diese Feststellung trifft sicher 
nicht in jedem FinzelfaN den 
Sachverhalt in der derzeitig 
sichtbaren Grundtendenz, mit 
Blick auf die zukünftige Ent­
wicklung der Umweltbewegung 
sind hier Änderungen zu er­
warten. Durch die Bildung über­
regionaler Zusammenschlüsse 
und das Aufkommen von öko- 
logisch-umweltpolitisch orien­
tierten Wahlbündnissen und 
Parteien findet ein für soziale 
Bewegungen typischer Prozeß 
der Institutionalisierung der Be­
wegung statt, in dessen Ver­
lauf sich Experteneliten her- 
ausbiiden dürften, die über 
eine positive Werthaltung ge­
genüber ökologischen Proble­
men hinaus Fachkompetenz 
repräsentieren und im tages­
politischen Geschäft auf ge­
setzgeberischer und admini­
strativer Ebene Mitsprache for­
dern, sich daher künftig durch­
aus mit technischen und juri­
stischen Fragen im Umwelt­
schutz auseinandersetzen wer­
den. Was hier als Zukunfts­
perspektive für die Umwelt­
schutzbürgerbewegung in 
ihrer Gesamtheit skizziert wur­
de, zeichnet sich im Kleinen 
in den einzelnen Bürgerinitia­
tiven zur Zeit schon ab. Wie 
in einer Untersuchung des In­
stituts für Zukunftsforschung 
in Berlin gezeigt werden konn­
te, besteht bei Bürgerinitiativen 
im Umweltschutzbereich die 
Tendenz, sich mehr und mehr 
von lokalen Problemen zu 
lösen und sich allgemeineren 
umweltpolitischen Fragen zu­
zuwenden.
Klammert man eine politikwis­
senschaftlich-normative Be­
trachtung aus und wendet im 
Rahmen einer empirischen 
Orientierung den Blick auf die 
de facto stattfinde riefe BöüV- 
feiiung von Bürgerinitiativen in 
der Öffentlichkeit, so ergibt

sich insgesamt etwa folgendes 
Bild der Umweltschutzproble­
matik und der hier agierenden 
Bürgerbewegung:
In der Wahrnehmung der Be­
völkerung hat sich die Umwelt­
qualität in der Bundesrepublik 
in den letzten fünf Jahren eher 
verschlechtert. Diese Auffas­
sung wird von 41 Prozent der 
Bevölkerung geteilt, 23 Prozent 
meinen, sie sei eher gleich ge­
blieben und 33 Prozent meinen, 
sie habe sich eher verbessert. 
Diejenigen, die die Entwicklung 
in der Vergangenheit eher un­
günstig beurteilen, haben auch 
eine pessimistischere Erwar­
tung für die zukünftige Ent­
wicklung unserer Umweltquaii- 
tät. Es fällt auf, daß sowohl die 
vergangene als auch die künfti­
ge Entwicklung von den jünge­
ren Befragten im Umwelt­
schutzbereich negativer ge­
sehen wird. Es sind auch die 
Jüngeren, die die Ansicht, in 
der Bundesrepublik werde im 
Vergleich zu anderen Industrie­
staaten Umweltschutz nicht so 
streng gehandhabt, vertreten. 
In Konkurrenz mit anderen po­
litischen Aufgaben wird Um­
weltschutz als außerordentlich 
wichtig angesehen -  nur die 
Arbeitslosigkeit wird als ein 
wichtigeres gesellschaftliches 
Anliegen wahrgenommen. Der 
wahrgenommenen Bedeutung 
des Problems entsprechen aus 
der Sicht der Befragten keine 
vergleichbaren politischen Ak­
tivitäten in der Umweltpolitik 
der Bundesrepublik.
Dieser Einschätzung der Um­
weltpolitik der vergangenen 
Jahre entspricht das Gefühl, 
auch in der näheren Zukunft 
von den etablierten gesell­
schaftlichen Institutionen we­
niger im Umweltschutz erwar­
ten zu können als von der sich 
bildenden Bürgerbewegung. 
Von Bürgerinitiativen werden 
am ehesten Beiträge zur Lö­
sung der Probleme erwartet.

Hoffnungsträger
Bürgerinitiative
Einen wirkungsvollen Beitrag 
zum Umweltschutz kann man 
in den nächsten fünf Jahren 
am ehesten erwarten von (bis 
zu zwei Nennungen möglich)
1 den Bürgerinitiativen 48%
2 der Industrie 38%
3 der Bundesregierung 31%
4 den Verbrauchern 25%
5 einer Umweitpartei 21%
6 den Gerichten 14%
7 den Parteien 8%
8 den Gewerkschaften 2%
Es fällt auf, daß sich sehr wenig 
Hoffnungen an die etablierten 
politischen Parteien knüpfen. 
Eher werden noch Initiativen 
seitens der Industrie und der 
Regierung erwartet. Das posi­

tive Bild der Bürgerinitiativen, 
das hier seinen Ausdruck fin­
det, hat sich auch auf das 
Image einer möglichen -  nicht 
einer real existierenden -  Um­
weltpartei übertragen. Poli­
tische Wunschvorsteilungen 
schlagen sich hier nieder. Die­
se politischen Wünsche, Hoff­
nungen und Erwartungen 
scheinen durch die etablierten 
Parteien nicht befriedigt zu 
werden. Aber auch die real 
existierenden Umweltparteien 
sind in der Meinung eines Groß­
teils der Bevölkerung zu sehr 
mit traditionellen politischen 
Einordnungsversuchen in ein 
rechts-ünks-Schema befaßt, 
als daß ihre ökologische Orien­
tierung und ihre stärkere Ak­
zentuierung auf mehr Bürger- 
nähe und dezentrale Entschei­
dungsstrukturen in das Zen­
trum der Betrachtung rücken 
würden.
Die geringen Wahlerfolge der 
Umweltparteien in Bayern und 
in Hessen sind vielleicht für 
die Umweltschutzbewegung 
selbst von Vorteil. Eine partei­
politische Institutionalisierung 
und damit auf mittlere Sicht 
eine politische Bürokratisie­
rung würde dem einen Grund­
anliegen der Bewegung mit 
dem erklärten Anspruch nach 
mehr direkter Demokratie und 
Bürgerbeteiligung eher im We­
ge stehen. Diesem Anliegen 
werden spontan sich bildende 
Bürgerinitiativen weit eher ge­
recht. Es bleibt dann aber die 
Frage, wie diese trotz ihrer 
informellen Struktur an poli­
tischen Entscheidungsprozes­
sen -  auch außerhalb des Par­
teienspektrums -  beteiligt wer­
den können.
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